Ständerat – Parlamentskammer wider den Zeitgeist by Hermann, M
20072003199919951991
Die Zusammensetzung des Ständerats
QUELLE: BFS NZZ-INFOGRAFIK / tcf.
Zusammensetzung jeweils gemäss Stand am Wahltag
SVPFDP CVP GLPSP LPS ÜbrigeGP
0
5
10
15
20
Lib
era
lisi
eru
ng
Ge
se
llsc
haf
tlic
he
So
zia
lst
aa
t
St
ar
ke
r
der Umwelt
Schutz
Ausländerpolitik
Restriktive
und
Po
lize
i
Sta
rke
Ar
me
e
Finanzpolitik
Restriktive
Liberalisierung
Wirtschaftliche
Öffnung
Aussenpolitische
+36
+27
+3
+19
–41
+1
–21
+19
+20
+17
–2
–1
–25
+1
–1
+4
1980
1990
2000
2010
1980
1990
2000
2010
EigentumWohlfahrt
Öffnung
Abgrenzung
Ständerat
Nationalrat
Stimmbevölkerung
Das eidgenössische Parlament im politischen Raum
QUELLE: SOTOMO, UNIVERSITÄT ZÜRICH NZZ-INFOGRAFIK / tcf.
Politisches Profil von National- und Ständerat im Vergleich zur Stimmbevölkerung
(Nulllinie). Abweichung in Prozentpunkten. Datenbasis: Schlussabstimmungen im Parlament,
eidgenössische Volksabstimmungen von 2001 bis 2011.
Eine Zeitspur: Die Räte in Bewegung (1980–2010)
Veränderung des politischen Profils von National- und Ständerat zwischen 1980 und 2010 im
Vergleich zur Stimmbevölkerung. Die Position der Stimmbevölkerung dient als Nullpunkt.
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Ständerat – Parlamentskammer
wider den Zeitgeist
National- und Ständerat im politischen Raum. Von Michael Hermann
Der Ständerat, einst Bollwerk
der konservativen Landkantone,
ist ins Schussfeld der SVP
geraten. Die kleine Kammer
sei nach links gerutscht, lautet
der Vorwurf. Die Analyse des
Parlaments im politischen Raum
zeigt ein differenzierteres Bild.
Ob es sich beim Vorwurf der stärkeren
Linkslastigkeit des Ständerats um politi-
sche Propaganda der SVP oder eine
reale Entwicklung handelt, zeigt der
Vergleich von Parlamentsabstimmun-
gen in National- und Ständerat. Das auf
Basis umstrittener Abstimmungen ge-
bildete politische Spinnenprofil macht
deutlich, dass eine pauschale Beurtei-
lung der Ständekammer als «links»
ihrem Profil nicht gerecht wird. So ist
der Ständerat etwa freundlicher gegen-
über der Armee und kritischer gegen-
über dem Ausbau des Wohlfahrtsstaats
eingestellt als der Nationalrat.
Staatspolitisches Verständnis
Ganz falsch liegen die rechten Kritiker
mit ihrer Beurteilung des Ständerats
aber doch nicht: Insbesondere bei den
Kernthemen der SVP (internationale
Beziehungen,Migration und Strafrecht)
politisiert die Ständekammer (links-)
liberaler als der volksnähere National-
rat. Das alte, elitäre Selbstverständnis
der staatstragenden politischen Eliten,
das mit dem Aufstieg der rechten Er-
folgspartei in weiten Gesellschaftskrei-
sen in die Defensive geraten ist, ist im
Ständerat noch immer lebendig; hier hat
die neue, mit rechtspopulistischen Me-
thoden agierende SVP aufgrund des
Mehrheitswahlrechts nie richtig Fuss
fassen können. Zu diesem Selbstver-
ständnis gehören der Primat der Rechts-
staatlichkeit, die Orientierung an inter-
nationalen Gepflogenheiten und
schliesslich eine tiefsitzende Skepsis ge-
gen «populistische» Forderungen. Diese
Haltungen gelten im heutigen, von der
SVP geprägten politischen Koordina-
tensystem oft als «links» oder zumindest
als «linksliberal». Vor noch nicht allzu
langer Zeit waren sie jedoch Teil des
bürgerlich-liberalen Wertekanons.
Es ist nicht der Ständerat, der sich
nach links bewegt hat, sondern vielmehr
orientiert sich der Nationalrat – in Ein-
klang mit dem Zeitgeist – in verschiede-
nen Themenfeldern vermehrt nach
rechts. Die Darstellung des politischen
Raums zeigt, wie sich die Position der
beiden Parlamentskammern in den letz-
ten dreissig Jahren im Vergleich zur
Stimmbevölkerung verändert hat. Au-
genfällig ist dabei der Trend zu einem
konservativeren und volksnäheren Pro-
fil. Bis heute existiert zwar ein Graben
zwischen Parlament und Bevölkerung,
dieser hat sich jedoch verkleinert. Die
jahrzehntelange SVP-Kritik an der
«Classe politique» hat offenbar ihre
Wirkung nicht verfehlt – gerade bei Öff-
nungs-, Migrations- und Reformvorla-
gen ist das Parlament vorsichtiger ge-
worden. Dass sich Elite und Basis in der
Schweiz angenähert haben, liegt jedoch
nicht alleine an den Wahlerfolgen der
SVP, sondern ebenso an der Institution
der Direktdemokratie, die dafür sorgt,
dass sich die politische Klasse hierzu-
lande nie allzu weit von der breiten Be-
völkerung wegbewegen kann.
Wie die grafische Darstellung zeigt,
hat sich der Ständerat entgegen der
öffentlichen Wahrnehmung in den letz-
ten Jahren nicht vom Nationalrat ent-
fremdet, sondern ist diesem vielmehr
auf seinem Pfad zu einem konservative-
ren und volksnäheren Profil gefolgt.
Der Ständerat hat sich offenbar dem
konservativen Gesellschaftstrend nicht
gänzlich verschlossen – die Differenz
zwischen den beiden Räten ist darob je-
doch nicht verschwunden. Auseinan-
dergedriftet sind die Parlamentskam-
mern allerdings bereits in den achtziger
Jahren. Damals akzentuierte der Stän-
derat still und leise sein staatsliberales,
öffnungsorientiertes Profil. Was in den
frühen neunziger Jahren in der Domi-
nanz der vier Rechtsprofessoren Rene´
Rhinow, Gilles Petitpierre, Riccardo
Jagmetti (alle fdp.) undUlrich Zimmerli
(svp.) gipfelte – sie haben die Chambre
de Re´flexion zu einem Hort europhiler
Staatsreformer gemacht.
Ironischerweise stand bis in diese
Zeit der Ständerat vorwiegend von links
in der Kritik. So reichte 1989 die Frak-
tion der Grünen eine parlamentarische
Initiative zur Abschaffung des als kon-
servativer Bremsklotz verschrienen
Ständerats ein, da sich dieser gegen den
linksgrünen Gesellschaftstrend dieser
Jahre stelle.
Einigungskonferenz häufiger
Obwohl sich die beiden Kammern heu-
te nicht stärker in ihrem politischen Pro-
fil unterscheiden als in den frühen neun-
ziger Jahren, ist es erst in den letzten
Jahren zu einer Zunahme der Konflikte
gekommen. Dreimal so häufig wie in
den frühen neunziger Jahren muss heu-
te eine Einigungskonferenz einberufen
werden. Diese kommt zum Zug, wenn
sich die Räte auch nach dreimaliger Be-
ratung nicht auf einen gemeinsamen
Beschluss einigen können.
Für das zunehmendeAufbrechen der
Konflikte zwischen den Räten sind vor
allem zwei Entwicklungen ausschlag-
gebend: Eine davon ist der Rückgang
der Kompromisskultur als Folge der
elektoralen Erfolge der politischen
Pole. Die andere liegt in den unter-
schiedlichen Mehrheitsverhältnissen in
den beiden Räten. Wie die Darstellung
des politischen Raums zeigt, haben sich
die beiden Räte in ihrem politischen
Profil zwar im Gleichklang bewegt,
doch nur im Nationalrat hat sich diese
Bewegung auf die Mehrheitsbildung
ausgewirkt. Anders als im Ständerat hat
die SVP im Nationalrat mit ihren
restriktiven Forderungen in den Berei-
chen Migration, Strafrecht und Aussen-
politik in den letzten Jahren vermehrt
dieMehrheitsschwelle überschritten. So
stimmte die grosse Kammer 2009 unter
dem Eindruck einer in der Öffentlich-
keit breit und emotional geführten Ra-
ser- und Jugendgewalt-Debatte für eine
Reihe von SVP-Vorstössen zur Ver-
schärfung des Strafrechts – im Ständerat
blieben diese allesamt hängen.
In beiden Räten ist die SVP bis heute
auf die Unterstützung der bürgerlichen
Mitte angewiesen – es sei denn, sie
spanne mit der Linken zusammen. Im
Nationalrat gelingt es der SVP jedoch
wesentlich besser, über politisch-menta-
len Druck Einfluss auszuüben. Die SVP
ist hier die mit Abstand grösste Partei.
Wahl für Wahl geht von ihr für die bür-
gerliche Konkurrenz ein grosses Bedro-
hungspotenzial aus. Eine Bedrohung,
die für amtierende Ständeräte, die als
Persönlichkeiten gewählt werden, über-
schaubar geblieben ist. Es erstaunt des-
halb nicht, dass sich die Mitte im Natio-
nalrat stärker nach rechts orientiert als
im Ständerat.
Im Kern politisiert der Ständerat je-
doch weder systematisch links noch sys-
tematisch rechts vom Nationalrat, son-
dern zeigt sich vor allem resistenter
gegenüber dem Zeitgeist. In den beiden
Jahrzehnten nach 1968 widersetzte er
sich dem linksgrünen Gesellschafts-
trend, heute lässt er sich nun weniger
stark von der herrschenden konservati-
ven Stimmungslage beeindrucken. Dass
sich der Wind jederzeit drehen kann,
deutet sich seit der Atomkatastrophe in
Fukushima an. Typischerweise haben
sich seither die Damen und Herren im
Stöckli weit weniger von der Atomaus-
stiegs-Euphorie anstecken lassen als
ihre Kolleginnen und Kollegen in der
Volkskammer. Was ganz im Sinne der
Schöpfer des modernen Zweikammer-
systems in den USA ist, nach dessen
Vorbild National- und Ständerat 1848
geschaffen wurden. Fast stärker noch als
Senat und Repräsentantenhaus zeich-
nen sich unsere beiden Parlamentskam-
mern durch unterschiedliche Tempera-
mente aus. Während der volksnahe
Nationalrat den zu elitärer Abgehoben-
heit neigenden Ständerat auf den Bo-
den der Realität zurückholt, sorgt der
bedächtigere Ständerat dafür, dass der
zu hysterischem Aktivismus neigende
Nationalrat nicht vorschnell über das
Ziel hinausschiesst. Fakt ist, dass sich
die beiden Kammern – wie vieles ande-
res in unserem politischen System – auf
ideale Weise ergänzen.
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Die Analyse der Parlamentsarbeit in der laufenden Legislatur zeigt: Der Ständerat politisiert weniger aus dem Bauch heraus als der Nationalrat, und er zeigt sich gegenüber Modeströmungen resistenter. FLORIAN KALOTAY
Angriff auf das Stöckli
Im Ständerat ist die SVP «Juniorpartner» geblieben
Martin Senti " Die SVP hat ihren Sitz-
anteil im Nationalrat in den letzten drei
Jahrzehnten nahezu verdreifachen kön-
nen. Im Ständerat aber ist die Volks-
partei der «bürgerliche Juniorpartner»
von FDP und CVP geblieben: Auch
2007 erzielte sie bloss 7 von insgesamt
46 Ständeratssitzen. Diese Situation
dürfte sich auch bei den Wahlen vom
kommenden Oktober nicht grundle-
gend ändern – im Gegenteil: Die SVP
wird hier und dort sogar um ihren Be-
sitzstand im Ständerat kämpfenmüssen.
So gilt etwa der SVP-Sitz im Kanton
Graubünden – wo sich die Volkspartei
nach der Abspaltung der BDP neu
gründen musste – nach dem Rücktritt
von Christoffel Brändli praktisch als
verloren. Für die CVP und die FDP tre-
ten profilierte und mehrheitsfähige
Kandidaten an. Etwas besser stehen die
Chancen für die SVP in Bern. Hier ist
ihr zwar bereits mit der BDP-Gründung
ein Ständeratssitz abhandengekommen
(Werner Luginbühl), mit der Wahl des
Oberländers Adrian Amstutz konnte
die SVP dieses Mandat aber vorerst auf
Kosten der SP zurückholen. Angesichts
des wenig berauschenden Kandidaten-
felds sind die Chancen für Amstutz in-
takt, den Sitz im Herbst zu halten.
Die SVP hat den Ständerat zur lang-
fristigen «Kampfzone» erklärt und tritt
auch an, wo die Erfolgschancen äusserst
gering sind, so etwa in der Westschweiz.
In Schaffhausen, im Thurgau, in Glarus
und womöglich auch im Aargau dürfte
die Volkspartei ihre Sitze halten kön-
nen, Zugewinne sind aber nicht in Sicht.
Wer bei Majorzwahlen ebenso viele
konsequente Gegner mobilisiert wie
glühende Anhänger, der bleibt zumeist
auf der Strecke. Symptomatisch waren
die erfolglosen Ständeratskandidaturen
von Ueli Maurer und Toni Brunner vor
vier Jahren. Nun tritt Parteipräsident
Brunner in St. Gallen erneut an, in
Zürich will es Christoph Blocher noch
einmal wissen (er ist 1987 gegenMonika
Weber vom Landesring gescheitert),
Fraktionschef Caspar Baader greift den
Baselbieter Ständeratssitz an, und Vize-
fraktionschef Jean-Franc¸ois Rime stellt
sich in Freiburg als Ständeratskandidat
zur Wahl. In all diesen Kantonen muss
die SVP gegen gesetzte Bisherige oder
aber gegen profilierte, moderatere Köp-
fe aus anderen Parteien antreten. Die
Chancen für einen SVP-Ausbau im
Stöckli sind also vorerst gering.
Die CVP stellt derzeit 14 Ständeräte,
die FDP 12; zusammen verfügen die
beiden Parteien über die numerische
Mehrheit im Rat. Im Nationalrat zeigt
sich ein ganz anderes Bild: Hier bilden
die Polparteien gemeinsam die Mehr-
heit und können Kompromisse mit ver-
einten Kräften – wenn auch aus unter-
schiedlichen Motiven – jeweils umstos-
sen. Im Ständerat besteht diese Gefahr
vorerst nicht – verstärkte Konkurrenz
und labilere Bündnisse machen aber
auch vor dem Stöckli nicht halt.
Die Ständekammer als Korrektiv
Wechselnde Windrichtung der Kritik am Stöckli
se. " Kein Wunder, ist der Ständerat der
SVP ein Dorn im Auge: Die wähler-
stärkste Partei im Nationalrat ist bloss
Nummer vier im Stöckli. Dieses erweist
sich als robuster gegenüber parteipoliti-
schen Umwälzungen als der Nationalrat.
Zum einen spielt hier die Majorzwahl
eine Rolle, die mit Ausnahme des Kan-
tons Jura und neuerdings auch Neuen-
burgs in allen Kantonen für den Stände-
rat gilt. Zum anderen sorgte unter diesen
wahlrechtlichen Voraussetzungen auch
das Allianzverhalten der Parteien für
Stabilität. Jahrzehntelang sind gerade
die bürgerlichen Parteien vielerorts im
Ticket angetreten. Unter dem Stichwort
«ungeteilte Standesstimme» hat man ge-
wissermassen den freiwilligen Proporz
unter Bürgerlichen angestrebt und damit
zumeist auch Erfolg gehabt.
Dann aber erfolgte ab den neunziger
Jahren der Grossangriff der SVP auf die
bürgerliche Gemütlichkeit. Das Allianz-
verhalten rechts der Mitte wurde da-
durch empfindlich gestört – das gilt für
Ständerats- wie auch für kantonale Re-
gierungswahlen. Profitiert vom bürger-
lichen Zerwürfnis hat zumeist die Linke.
1991 war die SP noch mit drei Vertretern
im Ständerat, 2007 waren es schon deren
neun (ein Sitz kam der SP nach derWahl
von Simonetta Sommaruga in den Bun-
desrat wieder abhanden). Vor vier Jah-
ren haben zudem die Grünen und die
Grünliberalen den Einzug ins Stöckli ge-
schafft, die GPS mit zwei Sitzen, die
GLP mit einem – ein zusätzliches Man-
dat gab es im April 2010 dank Anschluss
des (parteilos gewählten) Urner Stände-
rats Markus Stadler für die GLP.
Diese Zugewinne gingen zulasten der
Ratsrechten. Die FDP hat seit 1991
immerhin sechs Sitze verloren, die SVP
aber hat in dieser Zeitspanne lediglich
um drei Sitze zugelegt. Und so dominiert
im Moment tatsächlich – wie von der
SVPmoniert wird, aber doch auch selber
mitverschuldet ist – mehr und mehr
Mitte-Links den Ständerat. Und ange-
sichts der gestiegenen Fraktionsdisziplin
in der CVP bis in den Ständerat hinein
macht sich die eigenwilliger gewordene
Zentrumspolitik der Christlichdemokra-
ten sachpolitisch bemerkbar.
Eigentlich ist der Ständerat die «Ab-
geordnetenkammer der Kantone», es
geht um die Mitsprache in Angelegen-
heiten des Bundes und somit (wie beim
Ständemehr, bei der aussenpolitischen
Mitwirkung oder bei Vernehmlassun-
gen) um den föderalistischenMinderhei-
tenschutz. Inwieweit der Ständerat aber
tatsächlich pointierter als der National-
rat Belange der Kantone ins Bundes-
parlament einbringt, ist seit längerem
umstritten. Entsprechende Analysen ha-
ben diesen vielzitierten Anspruch be-
reits in den neunziger Jahren widerlegt.
Damals kam die Kritik am Ständerat
allerdings noch von links: Die Stände-
kammer diene bloss der Verdoppelung
bürgerlicher Interessen, lautete der Vor-
wurf mit Verweis auf dieÜbervertretung
der kleinen, ländlichen und bürgerlich-
konservativ getakteten Kantone im
Stöckli; und das Vetopotenzial der Klei-
nen ist tatsächlich erheblich: Weil jeder
Kanton unabhängig von seiner Bevölke-
rungsstärke Anrecht auf zwei Sitze hat,
kann im Ständerat theoretisch eine Be-
völkerungsminderheit von 20 Prozent
jede Gesetzgebung blockieren.
Die Kritik am Ständerat ist geblieben,
nur kommt sie heute von rechts. Das
Stöckli wird entsprechend nicht mehr als
bürgerliche, wertkonservative Trutzburg
gescholten, sondern als linksstehend,
zentralistisch und «europhil». Die Wind-
richtung der Kritik am Ständerat mag
geändert haben, die Kritik aber reisst
nicht ab – was beweist: Das Stöckli wird
seiner ureigenen Funktion als Korrektiv
zur aufgeregteren Volkskammer offen-
kundig immer noch gerecht.
Kleine Kammer auf Identitätssuche
Die Wahrung des Föderalismus rückt im Ständerat in den Hintergrund – die Parteipolitik spielt zunehmend eine Rolle
Der Ständerat steht im Ruf,
dem Föderalismus und der
Sachpolitik verpflichtet zu sein.
Doch das Verhältnis zwischen
Ständerat und Kantonen ist nicht
ungetrübt, und die Einflüsse aus
dem Nationalrat werden stärker.
Niklaus Nuspliger, Bern
Anfang Juni schien es, als wollte der
Ständerat sein Selbstbild als überlegte,
den Kantonen verpflichtete Kammer
gleich selber relativieren: Er beschloss,
die Spielregeln der neuen Spitalfinan-
zierung wenige Monate vor dem In-
krafttreten per Dringlichkeitsrecht zu
ändern. Erstaunlich war die Unbeküm-
mertheit, mit der sich die kleine Kam-
mer zum symbolpolitischen Aktivismus
verleiten liess. Und erstaunlich war, wie
der Ständerat gegen den vehementen
Widerstand der Kantone legiferierte –
und eine Woche später zusehen musste,
wie sich der Nationalrat als Garant kan-
tonaler Interessen aufspielte und das
Gesetz bachab schickte.
Spannungen mit Kantonen
Das Beispiel ist aussergewöhnlich, illus-
triert aber, dass die Beziehung zwischen
Ständerat und Kantonen nicht span-
nungsfrei ist. In einer Studie stellten die
Politologen Wolf Linder und Reto
Wiesli 2000 fest, dass der Ständerat kan-
tonalen Interessen bei konkreten Ent-
scheidungen nicht mehr Gewicht bei-
misst als der Nationalrat. Dennoch ver-
fügt der Ständerat über das ausgepräg-
tere Sensorium für den föderalen Staat
als der Nationalrat. In der Praxis mani-
festiert sich dies, wenn sich der Stände-
rat bei der Sportförderung oder bei der
Musik-Initiative gegen Eingriffe in die
kantonale Schulhoheit wehrt. Doch gab
es in der ablaufenden Legislatur auch
Fälle, in denen der Ständerat den Kan-
tonen Vorschriften machte oder Kom-
petenzen zum Bund verschob.
Zu Konflikten kommt es mitunter
mit der kantonalen Steuerautonomie,
obwohl der Ständerat jüngst seinen eher
zentralistischen Gegenvorschlag zu
zwei Bauspar-Initiativen doch noch ab-
gelehnt hat. Bemerkenswert war der
Entscheid, die Kompetenzen in der
Raumplanung zu zentralisieren und den
Kantonen eine Mehrwertabgabe vorzu-
schreiben. Für Unmut sorgte, dass die
Kantone vorher nicht angehört wurden
–wie beimGegenentwurf zur Ausschaf-
fungsinitiative, als der Ständerat den
ausufernden Integrationsartikel des Na-
tionalrats unter Druck übernahm.
Kommt es zu solchen Konflikten zwi-
schen Ständerat und Kantonen, melden
sich Letztere lautstark zu Wort: Ihre
Interessen nehmen die Stände immer
pointierter über die Konferenz der Kan-
tonsregierungen und über Fachdirekto-
renkonferenzen wahr, was im Ständerat
nicht immer auf Verständnis stösst:
«Die Kantone entwickeln gelegentlich
für Nebensächlichkeiten eine übertrie-
bene Empfindlichkeit», meint der ab-
tretende Thurgauer SVP-Ständerat und
frühere Regierungsrat Hermann Bürgi.
In der Praxis kommt Föderalismus-
fragen aber nur selten Bedeutung zu,
hat doch der Bund seine Kompetenzen
seit 1848 schon stark ausgedehnt. Die
Ständeräte sehen sich in ihrem Selbst-
verständnis längst nicht nur als Kan-
tonsvertreter, sondern als Mitglieder
eines Organs des Bundesstaats.
Umso wichtiger wird im Selbstbild
des Ständerats seine Rolle als institutio-
nelles Gegengewicht zum Nationalrat.
Ständeratspräsident Hansheiri Inder-
kum umschreibt die Unterschiede zwi-
schen den Kammern wie folgt: «Der
Nationalrat bildet die gesellschaftlichen
Gegensätze ab, im Ständerat stehen der
Ausgleich der Interessen und die Ge-
samtsicht im Vordergrund. Idealtypisch
treten auch die parteipolitischen Inter-
essen in den Hintergrund.»
Institutionelles Gegengewicht
Sieht man von Einzelfällen wie der Kor-
rektur der Spitalreform ab, arbeitet der
Ständerat in der Tat seriöser als der
Nationalrat: Die Debatten sind fun-
diert, Einzelfragen werden in einen Ge-
samtzusammenhang gestellt. Geht es
wie beim UBS-Staatsvertrag um die
Wahrung des Landesinteresses, ist auf
den Ständerat Verlass. Bei der Ausge-
staltung des bilateralen Wegs folgt er
berechenbar den Vorschlägen des Bun-
desrats. Und bei wichtigen Reformen
wie der AHV-Revision ist ein Bemühen
um mehrheitsfähige Lösungen spürbar.
Zudem politisiert der Ständerat we-
niger aus dem Bauch heraus und ist
gegenüber Modeströmungen resisten-
ter. Überweist der Nationalrat an einer
ausserordentlichen Debatte stapelweise
Vorstösse zum Ausländer- oder Straf-
recht, tritt der Ständerat auf die Bremse.
Seine Rolle als Garant institutionel-
ler Stabilität nimmt der Ständerat wei-
ter wahr – doch stellt er sie auch zuneh-
mend in Frage. Zwar sorgen die vielen
früheren Regierungsräte für einen kon-
kordanten Politstil. Doch werden über-
parteiliche Figuren seltener, die sich
resolut gegen die parteipolitischen Ein-
flüsse aus dem Nationalrat wehren.
Die SP tritt im Ständerat seit je partei-
politisch auf: Selbst Claude Janiak (Ba-
selland) undAlain Berset (Freiburg), die
überparteilich als Konsenspolitiker ge-
schätzt werden, scheren bei Abstimmun-
gen kaum aus dem linken Lager aus. Tra-
ditionell unabhängiger politisieren die
sieben SVP-Vertreter, die aber in Kern-
geschäften zunehmend geschlossen auf-
treten – nicht erst seit die Parteileitung
mit Adrian Amstutz (Bern) einen Statt-
halter im «Stöckli» stellt.
Angesichts der Vormacht von CVP
(16 Sitze mit GLP) und FDP (12 Sitze)
wäre dies im 46-köpfigen Gremium ver-
kraftbar. Doch dieVerluste der FDP, die
bis 2003 mit der SVP noch über eine
Mehrheit im Ständerat verfügt hatte,
haben dazu geführt, dass heute auch
Mehrheiten von CVP mit Links-Grün
(10 Sitze) möglich geworden sind.
Die CVP unter Druck
Gerade die CVP-Gruppe steht unter zu-
nehmendem Druck der Parteileitung,
die Positionen der Nationalratsfraktion
zu übernehmen. Zwar widersetzten sich
die CVP-Ständeräte dem Ruf nach
einer PUK zur UBS-Affäre. Doch sorgt
Fraktionschef Urs Schwaller (Freiburg)
dafür, dass auch die konservativen
CVP-Ständeräte ihre Überzeugungen
öfters der Parteiräson unterordnen: So
verhalf die CVP einer «Bonus-Steuer»
oder Kinderzulagen für Selbständige
zumDurchbruch. Die Geschichte könn-
te sich im Herbst beim Entscheid zum
Atomausstieg wiederholen.
Der Druck auf die CVP-Ständeräte
hat in der Sozial-, Wirtschafts- oder
Umweltpolitik (CO2-Abgabe auf Treib-
stoffen) mitunter zur Folge, dass im
Ständerat Mitte-Links-Mehrheiten re-
sultieren. Dazu tragen freilich auch ein-
zelne SVP-Exponenten und die hetero-
gene FDP-Gruppe bei: Dick Marty
(Tessin), Christine Egerszegi (Aargau)
oder Raphael Compte (Neuenburg)
fahren einen sozialliberalen Kurs. Und
so steht die vom ebenfalls moderat poli-
tisierenden Felix Gutzwiller (Zürich)
geleitete FDP-Gruppe eher unter dem
Druck, die Politik der rechtsbürgerlich
getrimmten Nationalratsfraktion nach-
zuvollziehen.
Bei weniger parteipolitisch gepräg-
ten Geschäften legt der Ständerat zum
Teil eine erstaunlich progressive Hal-
tung an den Tag. So setzt sich die kleine
Kammer seit langem für eine Legalisie-
rung des Cannabis-Konsums ein, zudem
fordert sie Reformen des Namens- oder
des Erbrechts. Dieser gesellschaftliche
Liberalismus gründet oft auf Initiativen
der Linken und der FDP, denen sich
CVP und SVP kaum entgegenstellen.
Dennoch bleibt der Ständerat eine
von der bürgerlichen Mitte geprägte
Kammer: Forderungen nach Sozialaus-
bau haben meistens einen ebenso
schweren Stand wie SVP-Postulate zur
Europa- oder Ausländerpolitik, die
schon aus Abneigung gegenüber legisla-
tivem Aktivismus abgelehnt werden.
Aus der Luft gegriffen ist der Vorwurf,
der Ständerat habe sich nach links be-
wegt, dennoch nicht. Zum Teil führt die
Unabhängigkeit der Ständeräte zu Ent-
scheiden, die angesichts der parteipoliti-
schen Mehrheiten überraschen. Und
aufgrund der Gewinne von SP, Grünen
und GLP sind Mitte-Links-Koalitionen
möglich, die aus parteipolitischenÜber-
legungen auch vermehrt zum Tragen
kommen. Der angekündigte SVP-Sturm
auf den Ständerat dürfte diese Tendenz
zur Parteipolitik in allen Lagern verstär-
ken. Doch bestünde dereinst auch der
Ständerat nur noch aus Parteisoldaten,
würde sich die Frage stellen, wozu es die
kleineKammer überhaupt noch braucht.
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